
werden, ohne daß ihnen dazu eine finanzielle Unterstützung ge
geben wird.

Ich stelle die Forderung, daß insbesondere in die Erarbeitung 
des Schwerbehindertengesetzes auch der Behindertenverband 
einbezogen wird und daß es einen Mindestbedarf für nichter
werbsfähige Menschen mit Behinderungen gibt, der nicht So
zialhilfe ist.

(Beifall bei der PDS)

Also ein Mindestbedarf, um den niemand betteln muß.

Ich möchte noch einen ganz kleinen Vorgriff auf das Sozialhil
fegesetz machen. Mir ist völlig unverständlich, warum die So
zialfürsorgeverordnung der DDR außer Kraft gesetzt werden 
soll, mit Ausnahme des § 2, Abs. c. Dort werden nun gerade die 
außerordentlich dürftigen Pflegesätze geregelt, und ich finde, 
wir sollten doch im Interesse der Menschen mit Behinderungen 
in unserem Lande gerade hier etwas verändern. Schönen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Ich danke der Frau Abgeordneten Dr. Martina Schönebeck. 
Frau Minister möchte eine Zwischenantwort geben.

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Ich möchte gerne zu der vorletzten Bemerkung eine Antwort 
geben, und zwar die, daß es offensichtlich ein Mißverständnis 
oder Unkenntnis ist. Ich weiß nicht, ob Ihnen allen nicht bekannt 
ist, daß wir im Rahmen des Staatsvertrages mit den 495 Mark 
Sockelbetrag die soziale Absicherung nicht nur für die Rentner 
haben, - das ohnehin -, sondern auch für die Arbeitslosen - da
von war schon die Rede - und auch für die Behinderten. Die In
validenrentner haben hiermit nicht nur die Möglichkeit, die 
495 Mark als Sockelsicherung zu erhalten, ohne Sozialhilfeemp
fänger zu werden, sondern sie haben auch perspektivisch durch 
den für fünf Jahre festgeschriebenen Vertrauensschutz bei Ein
tritt in den Invalidenrentenstatus Anspruch auf diesen Sockel
betrag, und sie werden keine Sozialhilfeempfänger. Wir sind ge
rade bemüht, die Dinge, die für uns besonders sensibel sind, ein
zubringen und durchzuhalten.

(Beifall)

(Zuruf: Darf ich dazu noch sagen, weil es ganz wichtig ist: 
Das betrifft auch jene schwerstbeschädigten Kinder, 

die niemals erwerbstätig werden.)

Genau das ist die Zielgruppe, und das war das Problem, da ja 
bekannt ist, daß diese drüben Sozialhilfeempfänger sind und ih
re Bedürftigkeit nachweisen müssen. Und das wollten wir ver
hindern. Dafür haben wir uns eingesetzt, und zwar mit Nach
druck und wir haben es auch erreicht.

(starker Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Ich möchte Frau Minister für die Klärung gerade dieses sehr 
wichtigen Faktes danken und rufe jetzt die Fraktion der DSU, die 
Abgeordnete Landgraf auf, das Wort zu ergreifen.

Frau Landgraf für die Fraktion der DSU:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die DSU be
kennt sich eindeutig zum Staatsvertrag und zu den Gesetzen 
zum Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts
und Sozialunion. Die DSU schließt sich voll dem Teil des Arbeits

förderungsgesetzes an, in welchem sie eine Möglichkeit sieht, 
unter den Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft einen 
möglichst hohen Beschäftigungsstand zu erhalten und eine der 
Arbeitnehmerschaft zugute kommende Verbesserung der Be
schäftigungsstruktur, die auch letztlich das Wachstum der Wirt
schaft fördert.

Das Schwerbehindertengesetz entspricht dem Rechtsempfin
den der DSU, besonders § 5, in dem die Betriebe mit mindestens 
16 Arbeitsplätzen einen Behinderten einstellen müssen. Weiter
hin möchten wir auf den § 14 hinweisen, in dem die Pflichten des 
Arbeitgebers geregelt sind. In Absatz 3 dieses § 14 wird der Ar
beitgeber verpflichtet, die Arbeitsräume, Betriebsvorrichtun
gen und Maschinen behindertengerecht einzurichten.

Auch positiv ist zu werten der besondere Kündigungsschutz 
für Behinderte, der in § 15 festgehalten ist. Das Mitspracherecht 
der schwerbehinderten Vertretungen in den Betriebsräten, wel
ches in § 24 geregelt wird, entspricht unseren Vorstellungen.

Meine Damen und Herren! Gesetze übernehmen ist die eine 
Seite, sie mit Leben zu erfüllen eine ganz andere. Es wird ab 2.7. 
allein auf den Fleiß der Bürger ankommen, dies zu tun. Deshalb 
müssen wir uns vorher von ungerechtfertigten Modellen tren
nen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich die Frau Minister für Arbeit 
und Soziales noch einmal auf die ungerechtfertigten Renten auf 
merksam machen. Die DSU vertritt folgende Meinung:

Eine Altersfinanzierung der Personen, die tragendes Element in 
der Verfolgung, Bespitzelung Andersdenkender im Auftrag 
einer kriminellen Staats- und Parteiführung waren, darf nicht 
jetzt durch geldliche Honorierung noch besonders dafür belohnt 
werden. Hier empfiehlt sich eine Angleichung an Grundrenten, 
mit denen sich leider auch ehrliche Arbeiter begnügen müssen. 
Man möge beachten, daß durch unlautere Schiebereien diese 
Leute ohnehin sich schon eine Altersversorgung gesichert habe, 
die die der anderen Bevölkerung weit in den Schatten stellt.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DSU)

Noch ein Wort zu den VDN-Renten: Die DSU vertritt den 
Standpunkt, ein unter den Nazis verfolgter Bürger soll ver
dientermaßen seine VDN-Rente kriegen. Jedoch dürfen kei
nerlei Verpflichtungen bestehen, daß sie auf Familienangehö
rige, wie z. B. verspätete Partner einer zweiten Ehe, die die 
Zeit des Faschismus nie erlebt haben, ausgedehnt werden. Ei
ne Angleichung der Renten zugunsten der Opfer des Stalinis
mus wäre eine unumgängliche und überfällige Konsequenz. 
Danke.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Danke, Frau Abgeordnete Landgraf. Die Fraktion Die Libera
len hat Herrn Abgeordneten Dr. Wöstenberg benannt. Bitte.

Dr. Wöstenberg für die Fraktion Die Liberalen:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Verabschiedung des Staatsvertrages über die Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion ist die entscheidende Aufgabe die
ses Parlamentes auf dem Wege zur Vereinigung beider deut
scher Staaten. Ich möchte bereits an dieser Stelle keinen Zweifel 
lassen, daß die Liberalen diesem Vertragswerk zustimmen wer
den.

Wir können heute mit Befriedigung feststellen, daß unsere 
Wahlkampfaussage, die Wirtschafts-, Währungs- und Sozial
union in einem Zuge zu verwirklichen, eingehalten wird. Es sind 
nicht alle Träume gereift, aber wir können erhobenen Hauptes 
vor die Bürger unseres Landes treten, bietet sich ihnen doch
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